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HESSISCHER LANDTAG 
Drucksache 21/

Kleine Anfrage 
Vanessa Gronemann (BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN), Lara Klaes (BÜNDNIS 90/ DIE 
GRÜNEN) und Marcus Bocklet (BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN) 

Dauer der Einbürgerungsverfahren 

Vorbemerkung Fragestellerinnen und Fragesteller: 
Das Regierungspräsidium Darmstadt informiert auf der eigenen Website darüber, dass die aktuelle 
Bearbeitungsdauer bei den Einbürgerungsverfahren aktuell ca. 24 Monate beträgt. Dies ist 
angesichts der Tatsache, dass durch die Einbürgerung wichtige Rechte und Pflichten entstehen 
deutlich zu lang. So können Rechte über einen erheblichen Zeitraum nicht wahrgenommen werden. 
Das Regierungspräsidium begründet die lange Bearbeitungszeit sei eine direkte Folge der 
eingetretenen, rechtlichen Änderungen, welche den Prüfungsaufwand deutlich erhöht und die 
Bearbeitungszeit erheblich verlängert hätten.  

 Wir fragen die Landesregierung: 
1. Wie lang ist die durchschnittliche Bearbeitungsdauer bei der Beantragung der deutschen

Staatsangehörigkeit in den einzelnen Regierungspräsidien?
2. Wie hat sich die Bearbeitungsdauer in den letzten fünf Jahren innerhalb der einzelnen

Regierungspräsidien entwickelt?
3. Wie hat sich die personelle und technische Ausstattung in den einzelnen Regierungspräsidien

in den letzten fünf Jahren entwickelt? (Angaben bitte pro Jahr und Regierungspräsidium
sowie hinsichtlich der personellen Ausstattung differenziert in besetzte und unbesetzte
Stellen (Vollzeitäquivalente).)

4. Teilt die Landesregierung die Auffassung des Regierungspräsidiums Darmstadt, die
Bearbeitung der Anträge sei rechtlich komplexer geworden? (Antwort bitte begründen.)

5. Welche Fortbildungen wurden und werden dem mit Einbürgerungen betrauten Personal
angeboten, um dieses hinsichtlich rechtlicher Änderungen zu schulen?

6. Wie viele Untätigkeitsklagen wurden in den Jahren 2024, 2025 und von Januar bis Mai 2026
vor den Verwaltungsgerichten in Hessen erhoben, die die Beantragung der deutschen
Staatsangehörigkeit zum Gegenstand haben? (Angaben bitte pro Jahr und differenziert nach
zuständigem Regierungspräsidium.)

7. Wie viele dieser Untätigkeitsklagen wurden in den Jahren 2024, 2025 und von Januar bis
Mai 2026 von den Verwaltungsgerichten in Hessen entschieden und zu wessen Gunsten?
(Angaben bitte pro Jahr.)

8. Wie viele Klagen gegen die Ablehnung der Einbürgerung wurden vor den
Verwaltungsgerichten in Hessen in den Jahren 2024, 2025 und von Januar bis Mai 2026
erhoben? (Angaben bitte pro Jahr.)

9. Wie viele dieser Klagen in Hauptsacheverfahren wurden in den Jahren 2024, 2025 und von
Januar bis Mai 2026 von den Verwaltungsgerichten in Hessen entschieden und zu wessen
Gunsten? (Angaben bitte pro Jahr.)

10.Welche strukturellen Maßnahmen wurden bisher ergriffen bzw. sind geplant, um die
Bearbeitungszeiten der Einbürgerungsverfahren in den Regierungspräsidien zu verkürzen?
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(Angaben bitte differenziert nach Regierungspräsidien und unter Angabe, wann die jeweilige 
Maßnahme ergriffen wurde bzw. ergriffen werden soll.) 

 
 
 
Wiesbaden, 02.07.2026 
 

       
Vanessa Gronemann                       Lara Klaes   Marcus Bocklet 
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